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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1949 Ausgegeben am 30. Juni 1949 27. Stück

1 3 0 . Bundesgesetz: Änderung des Aufbauzuschlages zur Biersteuer.
1 3 1 . Bundesgesetz: Abänderung des Bundesgesetzes über die Zulässigkeit der gerichtlichen Geltendmachung ver-

jährter Rechte.
1 3 2 . Bundesgesetz: Steueränderungsgesetz 1949.
1 3 3 . Bundesgesetz: Besatzungskostendeckungsgesetz.
1 3 4 . Bundesgesetz: Investitionsbegünstigungsgesetz 1949.
1 3 5 . Bundesgesetz: Aufbauanleihegesetz.
1 3 6 . Verordnung: Verlängerung der Frist zur Anmeldung von Rückstellungsansprüchen nach dem Dritten Rück-

stellungsgesetz.

1 3 0 . Bundesgesetz vom 18. Mai 1949, be-
treffend Änderung des Aufbauzuschlages zur

Biersteuer.
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Aufbauzuschlag zur Biersteuer (§ 2
des Bundesgesetzes vom 2. Juli 1947, B. G. Bl.
Nr. 157, in der Fassung des Bundesgesetzes vom
16. Dezember 1948, B.G.Bl. Nr. 27/1949) wird
auf 50 S vom Hektoliter erhöht.

§ 2. (1) Die am Wirksamkeitsbeginne dieses
Bundesgesetzes im freien Verkehr befindlichen
Biervorrate unterliegen einer Nachsteuer im Aus-
maß von 30 S vom Hektoliter.

(2) Im übrigen haben hinsichtlich der Nachver-
steuerung die Bestimmungen des § 3 des Bundes-
gesetzes vom 2. Juli 1947, B. G. Bl. Nr. 157,
sinngemäße Anwendung zu finden.

§ 3. Dieses Bundesgesetz tritt acht Tage nach
seiner Kundmachung in Kraft.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.
Die Durchführungsverordnung kann bereits von
dem der Kundmachung dieses Bundesgesetzes
folgenden Tag an erlassen werden. Sie tritt
frühestens zugleich mit diesem Bundesgesetz in
Kraft.

Renner
Figl Zimmermann

1 3 1 . Bundesgesetz vom 19. Mai 1949,
womit das Bundesgesetz vom 2. Juli 1947,
B. G. Bl. Nr. 193, über die Zulässigkeit der
gerichtlichen Geltendmachung verjährter
Rechte, in der Fassung des Bundesgesetzes
vom 2. Juni 1948, B.G.Bl. Nr. 129, ab-

geändert wird.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I. In den §§ 1 und 2, Abs. (1), des
Bundesgesetzes vom 2. Juli 1947, B. G. Bl.

Nr. 193, über die Zulässigkeit der gerichtlichen
Geltendmachung verjährter Rechte, in der Fassung
des Bundesgesetzes vom 2. Juni 1948, B.G.Bl.
Nr. 129, sind die Worte „30. Juni 1949" durch
die Worte „31. Jänner 1950" zu ersetzen.

Artikel II. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am
1. Juli 1949 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Justiz betraut.

Renner
Figl Gerö

1 3 2 . Bundesgesetz vom 19. Mai 1949
über Änderungen auf dem Gebiete der
direkten Steuern und der Umsatzsteuer

(Steueränderungsgesetz 1949).

Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT A.

Einkommensteuer.
Artikel I.

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der
Einkommensteuernovelle 1947 vom 3. Juli 1947,
B, G. Bl. Nr. 127, und in der Fassung des Bundes-
gesetzes vom 16. Juni 1948, B. G. Bl. Nr. 127,
wird in nachstehender Weise geändert:

1. § 2, Abs. (5), hat zu lauten:

„(5) Bei buchführenden Land- und Forstwirten
und bei Gewerbetreibenden, deren Firma im
Handelsregister eingetragen ist und die Bücher
nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuches
ordnungsmäßig führen, ist der Gewinn aus Land-
und Forstwirtschaft oder aus Gewerbebetrieb bei
Ermittlung des Einkommens für das Kalenderjahr
zu berücksichtigen, in dem das Wirtschaftsjahr
endet. Wirtschaftsjahr ist der Zeitraum, für den
regelmäßig Abschlüsse gemacht werden."
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2. Nach § 6 wird folgende Bestimmung als
§ 6a eingefügt:

„§ 6 a. Kurzlebige Wirtschaftsgüter.

Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten
abnutzbarer Wirtschaftsgüter des Anlagever-
mögens können, wenn der Wert für das einzelne
Anlagegut 800 S nicht übersteigt, im Jahre der
Anschaffung oder Herstellung bei Gewinn-
ermittlung gemäß § 4, Abs. (1), oder § 5, im Jahre
der Verausgabung bei Gewinnermittlung gemäß
§ 4, Abs. (3), voll als Betriebsausgaben abgesetzt
werden; Wirtschaftsgüter, die aus Teilen bestehen,
sind als Einheit aufzufassen, wenn sie nach ihrem
wirtschaftlichen Zweck oder nach der Verkehrs-
auffassung eine Einheit bilden."

3. Im § 7 wird nach Abs. (1) als neuer Absatz
eingefügt:

„(2) Steuerpflichtige, die den Gewinn gemäß
§ 4, Abs. (3), ermitteln, dürfen Absetzungen
gemäß Abs. (1) nur vornehmen, wenn sie ein
Verzeichnis (Anlagekartei) der im Betrieb ver-
wendeten Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens
führen, für die Absetzungen für Abnutzung nach
Abs. (1) in Anspruch genommen werden. Das
Verzeichnis hat unter genauer Bezeichnung jedes
einzelnen Anlagegutes zu enthalten: Anschaffungs-
tag, Anschaffungs- oder Herstellungskosten, Name
und Anschrift des Lieferanten, die voraussichtliche
Nutzungsdauer, Betrag der jährlichen Absetzung
für Abnutzung und den gemäß Abs. (1) noch
absetzbaren Betrag."

Der bisherige Abs. (2) wird Abs. (3).

4. Im § 10, Abs. (2), Z. 3, tritt im ersten Satz
an die Stelle des Betrages von 900 der Betrag von
1200 und im zweiten Satz, erster Halbsatz, an
die Stelle des Betrages von 300 der Betrag
von 600.

5. § 13, Abs. (3), entfällt.

6. § 32 wird wie folgt geändert:

Die Überschrift hat zu lauten: „Steuergruppen
und Steuersätze."

Abs. (1) erhält folgende Fassung:

„(1) Die Einkommensteuer bemißt sich nach
Maßgabe der in den folgenden Absätzen ent-
haltenen Bestimmungen."

Nach Abs. (4) werden als neue Absätze ein-
gefügt:

„(5) Wenn das Einkommen nicht durch 100 S
teilbar ist, so sind Restbeträge bis einschließlich
50 S zu vernachlässigen und Restbeträge von
mehr als 50 S als volle 100 S zu rechnen.

(6) Die Einkommensteuer der Steuergruppe II
beträgt jährlich für je 100 S des Einkommens
[Abs. (5)],

(7) Die Einkommensteuer der Steuergruppe I
beträgt das Eineinhalbfache der Einkommensteuer
der Steuergruppe I I ; sie darf nicht höher sein als
die u m 10 v. H . des Einkommens [Abs. (5)] ver-
mehrte Einkommensteuer der Steuergruppe I I u n d
darf außerdem nicht 62 v. H . des Einkommens
[Abs. (5)] übersteigen. W e n n die E inkommen-
steuer nicht durch volle Schilling tei lbar ist, so
sind Restbeträge bis einschließlich 50 g zu ver-
nachlässigen und Restbeträge von mehr als 50 g
als volle Schilling zu rechnen.

(8) Die Einkommensteuer der Steuergruppe I I I
ist die um die Kindere rmäßigung verminder te
Einkommensteuer der Steuergruppe I I .

<9) Die Kinderermäßigung beträgt für jede nach
Abs. (4) anrechenbare Person in Prozenten der
Steuersätze des Abs. (6)

Übersteigt das Einkommen 100.000 S, so ver-
minder t sich die Kinderermäßigung um 2 v. H .
des Mehrbetrages über 100.000 S; bis zu einem
Einkommen von 5000 S beträgt die K inde r -
ermäßigung für jede anrechenbare Person
mindestens 60 S. W e n n der Betrag der Kinde r -
ermäßigung nicht durch volle Schilling tei lbar ist,
so sind Restbeträge bis einschließlich 50 g zu ver-
nachlässigen und Restbeträge von mehr als 50 g
als volle Schilling zu rechnen."
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7. Im § 34, Abs. (1), zweiter Satz, treten an
Stelle der Worte „die Einkommensteuertabelle"
die Worte „der Einkommensteuertarif (§ 32)".

8. § 39 wird wie folgt geändert:
Abs. (1) erhält folgende Fassung:
„(1) Die Lohnsteuer bemißt sich nach Maßgabe

der in den folgenden Absätzen enthaltenen
Bestimmungen."

Nach Abs. (5) werden als neue Absätze ein-
gefügt:

„(6) Die Lohnsteuer wird nach dem Taglohn
bemessen. Taglohn ist der durch die Zahl der
Arbeitstage des Lohnzahlungszeitraumes geteilte
steuerpflichtige Lohn. Hiebei ist die Woche mit
sechs, der Monat mit 26 und das Jahr mit 312
Arbeitstagen zu berechnen; bei mehrtägigen Lohn-
zahlungszeiträumen, die nicht in vollen Wochen
oder in vollen Monaten bestehen, ist zur Fest-
stellung der Zahl der Arbeitstage für je
sieben Kalendertage ein Tag abzuziehen.

(7) Die Lohnsteuersätze der Steuergruppen I
und II sowie die Kinderermäßigung werden aus
dem Einkommensteuertarif (§ 32) abgeleitet.
Wenn sich hiebei Beträge ergeben, die nicht durch
volle Groschen teilbar sind, so sind Restbeträge
bis einschließlich 0'5 g zu vernachlässigen und
Restbeträge von mehr als 0'5 g als volle
Groschen zu rechnen.

(8) Für andere als eintägige Lohnzahlungszeit-
räume sind die auf den Taglohn entfallenden
Lohnsteuersätze der Steuergruppen I und II sowie
die auf den Taglohn entfallende Kinder-
ermäßigung mit der Zahl der Arbeitstage des
Lohnzahlungszeitraumes [Abs. (6)] zu verviel-
fachen. Wenn die sonach auf den Wochen- oder
Monatslohn entfallenden Lohnsteuerbeträge der
Steuergruppen I bis I I I nicht durch 10 g teilbar
sind, so sind Restbeträge bis einschließlich 5 g zu
vernachlässigen und Restbeträge von mehr als 5 g
als volle 10 g zu rechnen."

Der bisherige Abs. (6) wird Abs. (9).

9. Im § 40 erhält der bisherige Wortlaut die
Bezeichnung Abs. (1).

Nach Abs. (1) wird als neuer Absatz eingefügt:
„(2) Soweit die sonstigen, insbesondere ein-

maligen Bezüge innerhalb eines Kalenderjahres
ein Sechstel der auf das Kalenderjahr umgerech-
neten laufenden Bezüge übersteigen, sind sie dem
laufenden Bezug des Lohnzahlungszeitraumes
zuzurechnen, in dem sie ausbezahlt werden."

10. Im § 41 des Einkommensteuergesetzes in
der Fassung des Bundesgesetzes vom 16. Juni
1948, B. G. Bl. Nr . 127, erhöht sich der Betrag
von 125 S für Lohnzahlungszeiträume, die nach
dem 30. Juni 1949 enden, auf 160 S.

11. § 46 wird wie folgt geändert:
Im Abs. (1), Z. 1, tritt an die Stelle des Be-

trages von 40.000 für das Kalenderjahr 1948 der
Betrag von 41.000 und für das Kalenderjahr 1949

sowie die folgenden Kalenderjahre der Betrag von
48.000,

im Abs. (1), Z. 2, tritt an die Stelle des Be-
trages von 600 der Betrag von 1200.

Nach Abs. (1) wird als neuer Absatz eingefügt:
„(2) Findet gemäß Abs. (1), Z. 2, eine Ver-

anlagung statt, so ist von den Einkünften, von
denen der Steuerabzug nicht vorgenommen
worden ist, ein Betrag von 1200 S abzuziehen;
stammen die dem Steuerabzug nicht unterzogenen
Einkünfte lediglich aus der Verwertung oder
Überlassung von selbstgeschaffenen, literarischen
oder künstlerischen Urheberrechten, so bleiben die
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit bei der
Veranlagung außer Betracht; die Einkommen-
steuer ist jedoch mit dem Prozentsatz zu be-
rechnen, der auf das gesamte Einkommen ent-
fallen würde."

Der bisherige Abs. (2) wird Abs. (3).

12. Im § 47, Abs. (1), Z. 2, werden nach dem
Wort „entfallen" die Worte eingefügt „mit Aus-
nahme jener Steuerbeträge, die von Einkünften
aus nichtselbständiger Arbeit, die gemäß § 46,
Abs. (2), außer Betracht bleiben, entrichtet worden
sind."

13. Im § 50 erhält Abs. (3) folgende Fassung:
„(3) Die Einkommensteuer bemißt sich bei

beschränkt Steuerpflichtigen, die veranlagt werden,
nach Steuergruppe II [§ 32, Abs. (6)]. Sie beträgt
aber mindestens 17 v. H . der Einkünfte. Diese
sind gemäß § 32, Abs. (5), ab- oder aufzurunden."

Artikel II.
(1) Bei der Veranlagung unbeschränkt steuer-

pflichtiger Personen für das Kalenderjahr 1949 ist
vom Einkommen ein Betrag von je 100 S für den
Steuerpflichtigen und seine Ehefrau, von je 140 S
für jedes Kind oder für jeden Angehörigen, für
die dem Steuerpflichtigen Kinderermäßigung
gemäß § 32, Abs. (4), des Einkommensteuer-
gesetzes gewährt wird, abzuziehen.

(2) Bei der Veranlagung für das Kalender-
jahr 1948 ermäßigen sich die im Abs. (1)
genannten Beträge von 100 S auf 50 S und von
140 S auf 70 S.

(3) Die Bestimmungen der Abs. (1) und (2)
finden keine Anwendung, wenn der Steuer-
pflichtige Ernährungszulagen oder Ernährungs-
beihilfen bezieht, die gemäß dem Bundesgesetz
vom 15. Oktober 1948, B. G. Bl. Nr . 224, von
der Einkommensteuer (Lohnsteuer) befreit sind.

(4) Die ohne weiteren Nachweis beim Steuer-
abzug vom Arbeitslohn zu berücksichtigenden
Werbungskosten und Sonderausgaben betragen
für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem
30. Juni 1949 enden,

bei täglicher Lohnzahlung . . . . 6'16 S,
bei wöchentlicher Lohnzahlung . . 37'— S,
bei monatlicher Lohnzahlung . . . 160'— S.
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(5) Die geltenden Pauschbeträge für Werbungs-
kosten und Sonderausgaben bei der Veranlagung
von Arbeitnehmern erhöhen sich auf je 961 S.
H a t die Steuerpflicht nicht während des ganzen
Kalenderjahres bestanden, so ermäßigen sich die
einzelnen Pauschbeträge auf je 80 S für jeden
vollen Kalendermonat, in dem die Steuerpflicht
bestanden hat.

(6) Bei der Veranlagung von Arbeitnehmern
für das Kalenderjahr 1949 betragen die Pausch-
beträge für Werbungskosten und Sonderausgaben
je 855 S. H a t die Steuerpflicht nicht während des
ganzen Kalenderjahres bestanden, so gelten die
gemäß Abs. (5), zweiter Satz, festgesetzten Pausch-
beträge von je 80 S für jeden vollen Kalender-
monat erst für die Zeit nach dem 1. Juli 1949.

(7) Die Hinzurechnungsbeträge, die in den für
den Steuerabzug vom Arbeitslohn geltenden Vor-
schriften gemäß Bundesgesetz vom 16. Juni 1948,
B. G. Bl. N r . 127, vorgesehen sind, erhöhen sich
für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 30. Juni
1949 enden, von

täglich wöchentlich monatlich

S c h i l l i n g

6 36 156
auf 8 48 208.

Die Arbeitgeber haben, wenn auf Lohnsteuer-
karten bereits Hinzurechnungsbeträge eingetragen
sind, an deren Stelle die im vorhergehenden Satz
vorgesehenen erhöhten Hinzurechnungsbeträge auf
den Lohnsteuerkarten ihrer Arbeitnehmer ein-
zutragen. Über Antrag des Arbeitnehmers hat das
für seinen Wohnsitz zuständige Finanzamt die
vom Arbeitgeber auf der Lohnsteuerkarte vor-
genommene Eintragung zu überprüfen und allen-
falls zu berichtigen.

Artikel III.
Die Verordnung über die Aufstellung von

Durchschnittsätzen für die Ermittlung des Ge-
winnes aus Land- und Forstwirtschaft vom 31. De-
zember 1936, Deutsches R.G.Bl. 1937 I S. 1,
wird mit Wirksamkeit ab 1. Jänner 1948 auf-
gehoben.

Artikel IV.
(1) Die auf ein Kalenderjahr entfallende Ge-

werbesteuer bildet, soweit sie die geleisteten Vor-
auszahlungen übersteigt, bei Steuerpflichtigen, die
ihren Gewinn gemäß § 4, Abs. (1), oder § 5 des
Einkommensteuergesetzes ermitteln, eine Abzugs-
post; wi rd eine solche Abzugspost nicht oder zu
niedrig eingestellt, so berechtigt dieser Umstand
allein den Steuerpflichtigen nicht, die Vermögens-
übersicht (Bilanz) nach ihrer Einreichung beim
Finanzamt zu ändern [§ 4, Abs. (2), des Ein-
kommensteuergesetzes].

(2) § 6 der Zweiten Verordnung über die Er-
hebung der Gewerbesteuer in vereinfachter Form

vom 16. November 1943, Deutsches R . G . B l . I
S. 684, tritt außer Kraft.

Artikel V.
(1) In Überstundenentlohnungen enthaltene Zu-

schläge für Mehrarbeit sind, soweit sie 60 S
wöchentlich (260 S monatlich) nicht übersteigen,
steuerfrei, wenn sie auf Grund gesetzlicher Vor-
schriften, kollektivvertraglicher Regelungen sowie
auf Grund von Arbeits(Betriebs)ordnungen, so-
fern diese im Rahmen von Kollektivverträgen
vorgesehen sind, gezahlt werden.

(2) Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und
Nachtarbei t sind steuerfrei und bleiben bei der
Berechnung des Freibetrages gemäß Abs. (1) außer
Betracht.

(3) Die Verordnung v o m . 7. November 1940,
Deutsches R. G. Bl. I S. 1478, und § 8 des Bundes-
gesetzes vom 16. Juni 1948, B . G . B l . N r . 127,
in der Fassung des Bundesgesetzes vom 18. De -
zember 1948, B. G. Bl. N r . 30/1949, werden auf-
gehoben.

ABSCHNITT B.

Umsatzsteuer.

Artikel VI.
Das Umsatzsteuergesetz vom 16. Oktober 1934,

Deutsches R. G. Bl. I S. 942, wird in nachstehender
Weise geändert:

Im § 4, Z. 13, tritt an die Stelle des Betrages
von 6000 der Betrag von 18.000.

Artikel VII.

(1) Zu den Steuersätzen der Umsatzsteuer (Aus-
gleichsteuer), die im § 7 des Umsatzsteuergesetzes
vom 16. Oktober 1934, Deutsches R. G. Bl. I
S. 942, und in sonstigen abgabenrechtlichen Vor -
schriften festgesetzt sind, wird ein Zuschlag von
50 v. H . eingehoben.

(2) Der Er t rag des Zuschlages fließt zur Gänze
dem Bunde zu.

(3) Die Vorschriften über die Umsatzsteuer (Aus-
gleichsteuer) sind auch auf den Zuschlag an-
zuwenden.

(4) Zu den Vergütungssätzen für die Ausfuhr-
händlervergütung und für die Ausfuhrvergütung
( § 1 6 des Umsatzsteuergesetzes) wi rd ein Zuschlag
von 50 v. H . gewährt , wenn die vergütungsfähigen
Vorgänge nach dem 3.1. Jul i 1949 eingetreten
sind.

ABSCHNITT C.

Körperschaftsteuer.

Artikel VIII.
(1) Rechtsfähige Pensionskassen und ähnliche

rechtsfähige Kassen, die den Leistungsempfängern
einen Rechtsanspruch gewähren, sind von der
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Körperschaftsteuer und der Vermögensteuer be-
freit, wenn weder

a) das Diensteinkommen der Mehrzahl der
Leistungsempfänger den Betrag von 15.000 S
jährlich übersteigt, noch

b) die Leistungen der Kasse die folgenden Be-
träge übersteigen:
als Pension . . 10.000 S jährlich,
als Witwengeld 7.500 S jährlich,
als Waisengeld 3.500 S jährlich für jede

Waise,
als Sterbegeld 1.250 S als Gesamt-

leistung.
(2) Kleine Viehversicherungsvereine und bäuer-

liche Brandschadenversicherungsvereine sind von
der Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer und Ver-
mögensteuer befreit, sofern ihre Beitragseinnahmen
im Durchschnitt der letzten drei Wirtschaftsjahre
(einschließlich des im Veranlagungsjahr endenden
Wirtschaftsjahres) den Betrag von 40.000 S jähr-
lich nicht überstiegen haben.

(3) Im § 12 des Körperschaftsteuergesetzes vom
16. Oktober 1934, Deutsches R. G. Bl. I S. 1031,
erhält Z. 2 folgende Fassung:

„2. die Steuern vom Einkommen, die Ver-
mögensteuer, die einmalige Abgabe vom Ver-
mögenszuwachs gemäß dem Bundesgesetz vom
7. Juli 1948, B .G .B l . Nr . 165, und die einmalige
Abgabe vom Vermögen gemäß dem Bundesgesetz
vom 7. Juli 1948, B. G. Bl. N r . 166,".

A B S C H N I T T D .

Erhöhte Absetzung für Abnutzung.

Artikel IX.
(1) Bei Einkünften aus Land- und Forstwirt-

schaft, aus Gewerbebetrieb oder aus selbständiger
Arbeit ist der steuerpflichtige Gewinn des Wi r t -
schaftsjahres 1948 (1947/1948) über Ant rag des
Steuerpflichtigen zu kürzen :

a) um den dreifachen Betrag der gemäß §. 7 des
Einkommensteuergesetzes bei abnutzbaren
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens
(§ 6, Z . 1, des Einkommensteuergesetzes)
zulässigen Absetzung für gewöhnliche Ab-
nutzung oder

b) nach W a h l des Steuerpflichtigen um einen
Betrag, der als zulässige Absetzung für ge-
wöhnliche Abnutzung von einer Grundlage
zu berechnen ist, die ermittelt wird, indem
die Anschaffungs- oder Herstellungskosten
der am Anfang des Wirtschaftsjahres 1948
(1947/1948) noch vorhandenen Wirtschafts-
güter des Anlagevermögens ohne Rücksicht
auf ihren Buchwert mit drei vervielfacht
werden. Sofern eine Reichsmarkeröffnungs-
bilanz vorliegt, gelten die in dieser ein-
gestellten Wer te nur für die vor dem
17, März 1938 angeschafften oder her-

gestellten Wirtschaftsgüter als Anschaffungs-
oder Herstellungskosten.

(2) Bei der Berechnung des Kürzungsbetrages
gemäß Abs. (1) bleiben Wirtschaftsgüter, die nach
dem 31 . Dezember 1945 angeschafft oder her-
gestellt wurden, außer Betracht.

(3) Anträge gemäß Abs. (1) sind gleichzeitig mit
der Einbringung der Steuererklärung für das
Kalenderjahr 1948 oder in den Fällen bereits ein-
gebrachter Steuererklärungen innerhalb eines
Monates nach Kundmachung dieses Bundesgesetzes
zu stellen. Die Rechtskraft ergangener Steuer-
bescheide steht der Anwendung der Bestimmungen
des Abs. (1) nicht entgegen. W i r d von der Steuer-
erklärung bei der Veranlagung abgewichen, so
kann der Ant rag noch bis zum Ablauf der Rechts-
mittelfrist gestellt werden. Ein Ant rag gemäß
Abs. (1) gilt ferner dann als rechtzeitig gestellt,
wenn er gleichzeitig mit einem Antrage auf
Bilanzänderung gemäß § 4, Abs. (2), des Ein-
kommensteuergesetzes gestellt und dem Antrag
auf Bilanzänderung stattgegeben wird.

(4) Soweit Verluste durch Anwendung der Be-
stimmungen des Abs. (1) entstehen oder vergrößert
werden, dürfen sie bei der Ermit t lung des Ein-
kommens weder ausgeglichen [§ 2, Abs. (2), des
Einkommensteuergesetzes] noch abgezogen werden
[§ 10, Abs. (1), Z . 4, des Einkommensteuer-
gesetzes].

(5) Steuerpflichtige, die den Gewinn gemäß § 4,
Abs (1), oder § 5 des Einkommensteuergesetzes
ermitteln und die Produktionsunternehmungen,
Verkehrsunternehmungen oder Unternehmungen
des Gaststätten-, Schank- und Beherbergungs-
gewerbes betreiben oder land- und forstwirtschaft-
liche Betriebe führen, können, wenn sie im W i r t -
schaftsjahr 1948 (1947/1948) Aufwendungen zur
Anschaffung oder Herstel lung abnutzbarer Wi r t -
schaftsgüter des Anlagevermögens oder zur
Wiederherstellung von Betriebsgebäuden getätigt
haben, zu Lasten des Gewinnes des im Kalender-
jahr 1948 endenden Wirtschaftsjahres steuerfrei
Rücklagen bilden. Die Zuweisungen an die Rück-
lage dürfen nicht höher sein als 15 v. H . des im
Wirtschaftsjahr 1948 (1947/1948) erzielten steuer-
pflichtigen Gewinnes und dürfen den Betrag der
im Wirtschaftsjahr 1948 (1947/1948) getätigten
Ausgaben für Investit ionen der im ersten Satz an-
geführten Ar t nicht übersteigen. Die Zuweisungen
vermindern sich um den Betrag der erhöhten Ab-
setzungen für Abnutzung gemäß Abs. (1), lit. a
oder lit. b .

(6) Steuerpflichtige, die den Gewinn gemäß § 4,
Abs. (3), des Einkommensteuergesetzes ermitteln
und Unternehmungen der im Abs. (5) genannten
Ar t betreiben, dürfen im Kalenderjahr 1948 Aus-
gaben für Investit ionen der in Abs. (5) an-
geführten Ar t bis zu einem Betrag von 15 v. H .
des im Kalenderjahr 1948 erzielten steuer-
pflichtigen Gewinnes als Betriebsausgabe in Abzug
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bringen. Diese Betriebsausgabe vermindert sich
um den Betrag der erhöhten Absetzungen für Ab-
nutzung gemäß Abs. (1), lit. a oder lit. b.

ABSCHNITT E.

Aufbringungsumlage.

Artikel X.
Im § 9 der Aufbringungsumlage-Verordnung

vom 3. Juli 1937, Deutsches R. G. Bl. I S. 765,
tritt an die Stelle des Betrages von 500.000 der
Betrag von 1,000.000.

ABSCHNITT F.

Übergangs- und Schlußbestimmungen.

Artikel XL
(1) Bei der erstmaligen Errichtung des im

Artikel I, Z . 3, geforderten Verzeichnisses (An-
lagekartei) genügt es, wenn für die am 1. Jänner
1948 zum Betriebsvermögen gehörigen Anlage-
güter neben ihrer genauen Bezeichnung die vor-
aussichtliche Nutzungsdauer und der gemäß § 7
des Einkommensteuergesetzes noch absetzbare Be-
trag angegeben werden.

(2) Die Bestimmungen des Artikels I, Z. 6,
7 und 13, treten am 1. Jul i 1949 in Kraft .

(3) Die Bestimmungen des Artikels I, Z. 8, und
des Artikels V sind erstmalig für die nach dem
30. Juni 1949 endenden Lohnzahlungszeiträume
anzuwenden.

(4) Die Bestimmungen des Artikels I, Z. 1
bis 5, 9, 11 und 12, und der Artikel IV, V I I I
und I X sind erstmalig bei der Veranlagung für
das Kalenderjahr 1948 anzuwenden.

(5) Die Bestimmungen des Artikels V I I treten
mit 1. Juni 1949 in Kraf t .

(G) Artikel VI tri t t mit 1. Jänner 1949 in Kraf t .
(7) Die Bestimmungen des Artikels X treten mit

1. Jänner 1950 in Kraft.
(8) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes

ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Zimmermann

1 3 3 . Bundesgesetz vom 19. Mai 1949,
betreffend Maßnahmen zur Sicherung der
Bedeckung der Besatzungskosten für das Jahr

1949 (Besatzungskostendeckungsgesetz).
Der Na t iona l ra t ha t beschlossen:

§ 1. Zur Sicherung der Bedeckung der dem
österreichischen Volke für das Jahr 1949 auf-
erlegten Besatzungskosten werden Besatzungs-
kostenbeiträge vom Einkommen und vom Ver-
mögen eingehoben.

§ 2. (1) Besatzungskostenbeiträge haben alle
Personen zu entrichten, die im Kalenderjahr 1949
der Einkommensteuer, der Körperschaftsteuer
oder der Vermögensteuer unterliegen.

(2) Natürl iche Personen sind von der Ent-
richtung des Besatzungskostenbeitrages vom Ein-
kommen befreit, wenn ihr Einkommen im
Kalenderjahr 1949 2000 S nicht übersteigt.

§ 3 . (1) Der Besatzungskostenbeitrag vom Ein-
kommen natürlicher Personen beträgt 20 v. H .
der Einkommensteuer (Lohnsteuer).

(2) Wi rd die Einkommensteuer veranlagt, so
wird der Besatzungskostenbeitrag vom Ein-
kommen im Steuerbescheid über die Einkommen-
steuer für das Kalenderjahr 1949 festgesetzt;
Berechnungsgrundlage bildet der Einkommen-
steuerbetrag, der sich ergeben würde, wenn auf
das Einkommen des Kalenderjahres 1949 der ab
1. Juli d. J. in Geltung stehende Einkommen-
steuertarif angewendet wird. Einkünfte aus nicht-
selbständiger Arbeit bleiben außer Betracht.

(3) Wi rd die Einkommensteuer im Abzugswege
eingehoben, so ist der Besatzungskostenbeitrag
vom Einkommen vom Inkraft treten dieses
Bundesgesetzes an vom Dienstgeber zusammen
mit der Lohnsteuer während eines Zeitraumes
von zwölf Monaten einzuheben.

(4) Der Besatzungskostenbeitrag vom Ein-
kommen juristischer Personen beträgt 20 v. H .
der Körperschaftsteuer; er wird im Steuerbescheid
über die Körperschaftsteuer für das Kalender-
jahr 1949 festgesetzt.

§ 4. (1) Der Besatzungskostenbeitrag vom Ver-
mögen beträgt 1'5 v. H . des Vermögens, das in
dem für den 1. Jänner 194.8 geltenden Ver-
mögensteuerbescheid als steuerpflichtiges Ver-
mögen festgesetzt ist. Sind im Rohvermögen
Mietwohngrundstücke, gemischtgenutzte Grund-
stücke und solche unbebaute Grundstücke ent-
halten, die durch eine Artfortschreibung infolge
von Kriegsschäden als unbebaute Grundstücke
erklärt wurden, dann ermäßigt sich der Be-
satzungskostenbeitrag :

a) auf 1 v. H . , wenn der Gesamtwert dieser
Vermögensteile mehr als 50 v. H . , jedoch
nicht mehr als 80 v. H . und

b) auf ½ v. H . , wenn deren Gesamtwert mehr
als 80 v. H . des Rohvermögens beträgt .

In jedem dieser Fälle beträgt jedoch der
Besatzungskostenbeitrag vom Vermögen min-
destens 120 S.

(2) Vom Grundvermögen und vom land-
und forstwirtschaftlichen Vermögen ist ein
Besatzungskostenbeitrag von 120 S zu entrichten,
wenn der Eigentümer einen Besatzungskosten-
beitrag vom Vermögen gemäß Abs. (1) nicht
zu entrichten hat . Dieser Besatzungskostenbeitrag
ermäßigt sich auf 60 S, wenn die Summe der
Einheitswerte des Grundvermögens und des
land- und forstwirtschaftlichen Vermögens
5000 S nicht übersteigt; er entfällt, wenn die
Summe dieser Einheitswerte 1000 S nicht über-
steigt.
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§ 5. (1) Die Besatzungskostenbeiträge gemäß
§§ 3 und 4 werden durch das für die Veranlagung
der Einkommensteuer (Körperschaftsteuer, Ver-
mögensteuer) zuständige Finanzamt festgesetzt.
Vor der Festsetzung sind Vorauszahlungen zu
entrichten.

(2) Die Vorauszahlungen betragen:
a) beim Besatzungskostenbeitrag vom Ein-

kommen, wenn die Einkommensteuer ver-
anlagt wird, 20 v. H. der am 10. Juni 1949
bestandenen Jahresschuldigkeit der Ein-
kommensteuervorauszahlung für das Kalen-
derjahr 1949; sie wird in vier gleichen Teil-
beträgen am 10. Juli 1949, 10. September
1949, 10. Dezember 1949 und 10. März
1950 fällig;

b) beim Besatzungskostenbeitrag vom Ein-
kommen juristischer Personen 20 v. H. der
am 10. September 1949 bestehenden Jahres-
schuldigkeit der Körperschaftsteuervoraus-
zahlung für das Kalenderjahr 1949; sie
wird in vier gleichen Teilbeträgen am
10. Oktober 1949, 10. Dezember 1949,
10. März 1950 und 10. Juni 1950 fällig;

c) beim Besatzungskostenbeitrag vom Ver-
mögen das Dreifache, in den im § 4,
Abs. (1), zweiter Satz, behandelten Fällen
das Zweifache, beziehungsweise das Ein-
fache der Jahresschuldigkeit an Vermögen-
steuer gemäß dem für den 1. Jänner 1948
geltenden Vermögensteuerbescheid, in jedem
dieser Fälle jedoch mindestens 120 S; sie
wird in vier gleichen Teilbeträgen am
10. August 1949, 10. November 1949,
10. Februar 1950 und 10. Mai 1950 fällig.

§ 6. Die Vorschriften über die Veranlagung
und Einhebung der Einkommensteuer, der
Körperschaftsteuer und der Vermögensteuer
sowie über den Abzug der Einkommensteuer von
Dienst- und Lohnbezügen (Lohnsteuer), aus-
genommen die Bestimmungen über den Jahres-
ausgleich, sind sinngemäß anzuwenden.

§ 7. (1) Der Besatzungskostenbeitrag vom Ein-
kommen darf auf den Dienstgeber nicht über-
wälzt werden. Entgegenstehende Vereinbarungen
sind rechtsunwirksam. Verbotswidrig durch den
Dienstgeber geleistete Zahlungen können inner-
halb der im § 1479 des Allgemeinen bürger-
lichen Gesetzbuches festgesetzten Verjährungsfrist
zurückgefordert werden.

(2) Für die Ermittlung des steuerpflichtigen
Einkommens zur Einkommensteuer (Körper-
schaftsteuer) dürfen die Besatzungskostenbeiträge
vom Einkommen und vom Vermögen weder bei
den einzelnen Einkunftsarten noch vom Gesamt-
betrag der Einkünfte abgezogen werden.

§ 8. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Zimmermann

134 . Bundesgesetz vom 19. Mai 1949 über
die Bildung steuerfreier Rücklagen für In-
vestitionen (Investitionsbegünstigungsgesetz

1949).

Der Nat iona l ra t hat beschlossen:

§ 1. (1) Zu Lasten der Gewinne der in den
Kalenderjahren 1949 und 1950 endenden Wir t -
schaftsjahre können steuerfrei Rücklagen für die
Anschaffung oder Herstellung abnutzbarer Wirt-
schaftsgüter des Anlagevermögens sowie für die
Wiederherstellung von Betriebsgebäuden gebildet
werden (Investitionsrücklage).

(2) Die Begünstigung des Abs. (1) kann für die
in den Kalenderjahren 1949 und 1950 endenden
Wirtschaftsjahre von Steuerpflichtigen in Anspruch
genommen werden, die Gewinne aus Land- und
Forstwirtschaft oder aus Gewerbebetrieb erzielt
haben.

(3) Die Begünstigung gemäß Abs. (1) und Abs. (2)
kann nur von Steuerpflichtigen in Anspruch ge-
nommen werden, die den Gewinn gemäß § 4,
Abs. (1), oder § 5 des Einkommensteuergesetzes
ermitteln.

(4) Durch Inanspruchnahme der Begünstigung
des Abs. (1) wird das Recht zur Vornahme von
Absetzungen für Abnutzung gemäß § 7 des Ein-
kommensteuergesetzes nicht berührt .

§ 2. Die Zuweisungen an die Investitionsrück-
lage dürfen in den einzelnen Wirtschaftsjahren
20 v. H . des Gewinnes und insgesamt die Höhe
der voraussichtlichen Anschaffungs- oder Her -
stellungskosten nicht übersteigen.

§ 3. (1) Die Investitionsrücklage ist für die im
§ 1 aufgezählten Aufwendungen der in den Ka-
lenderjahren 1949 bis 1952 endenden Wirtschafts-
jahre zu verwenden. Dera r t verwendete Rück-
lagen (Rücklagenteile) sind auf Kapi ta lkonto oder
auf eine als versteuert geltende freie Rücklage zu
übertragen. Nach diesem Zeitpunkte nicht ver-
wendete Rücklagen (Rücklagenteile) sind in dem
im. Kalenderjahr 1953 endenden Wirtschaftsjahre
aufzulösen u n d nachzuversteuern. Werden Rück-
lagen {Rücklagenteile) nicht bestimmungsgemäß
verwendet , so sind sie im Zeitpunkte der Ver-
wendung nachzuversteuern; eine Nachver-
steuerung ha t auch in jenen Fällen zu erfolgen, wo
die unter Verwendung der Rücklage angeschafften
oder hergestellten Wirtschaftsgüter des Anlage-
vermögens vor Ablauf des im Kalenderjahr 1952
endenden Wirtschaftsjahres ohne Ersatz durch
andere abnutzbare Wirtschaftsgüter des Anlage-
vermögens veräußer t werden.

(2) Die Nachversteuerung gemäß Abs. (1) hat
durch Berichtigung der Veranlagung jener Jahre
zu erfolgen, in denen die Rücklagen (Rücklagen-
teile) gebildet wurden.
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(3) In den Fällen, wo Beihilfen nach dem land-
wirtschaftlichen Wiederaufbaugesetz vom 26. Juli
1946, B.G.Bl. Nr. 176, in der Fassung des
Bundesgesetzes vom 2. Juni 1948, B. G. Bl.
Nr. 123, oder Fondshilfen nach dem Wohnhaus-
Wiederaufbaugesetz vom 16. Juni 1948, B.G.Bl.
Nr. 130, oder sonstige Beihilfen aus öffentlichen
Mitteln gewährt werden, vermindern sich die aus
der Rücklage zu deckenden Anschaffungs- oder
Herstellungskosten um die gewährten Beihilfen
oder Fondshilfen.

§ 4. Überschreiten die nach § 3 nachzuver-
steuernden Teile der Rücklage 20 v. H. der
Gesamtzuweisungen oder ist die Rücklage zur
Gänze zu versteuern, so erhöhen sich die Ein-
kommen(Körperschaft)stcuer und die Gewerbe-
steuer, welche auf die zu versteuernden Beträge
verhältnismäßig entfallen, um je 10 v. H. des
gewöhnlichen Ausmaßes für jedes Kalenderjahr,
um das die Steuer später entrichtet wird. Das
Finanzamt kann von einer solchen Erhöhung der
Steuern ganz oder teilweise Abstand nehmen,
wenn die Vornahme der Investition zur Gänze
oder teilweise aus entschuldbaren Gründen unter-
blieben ist.

§ 5. Die Begünstigung nach § 1 kommt nur
jenen Rücklagen zu, die in der Bilanz besonders
ausgewiesen und als Investitionsrücklagen im
Sinne dieses Bundesgesetzes bezeichnet sind.

§ 6. Steuerpflichtige, die den Gewinn gemäß
§ 4, Abs. (3), des Einkommensteuergesetzes er-
mitteln, dürfen in den Kalenderjahren 1949 und
1950 Ausgaben für Investitionen der im § 1 an-
geführten Art bis zu einem Betrage von 20 v. H.
des Gewinnes des Kalenderjahres, in dem die
Investition durchgeführt wurde, als Betriebsaus-
gabe in Abzug bringen.

§ 7. (1) Die Begünstigung nach § 6 wird nur
gewährt, wenn die Steuerpflichtigen den Gegen-
stand der Investition in der Steuererklärung ein-
deutig kennzeichnen und ein Verzeichnis der durch
Verwendung der Rücklage angeschafften oder her-
gestellten Investitionsgüter errichten. Das Ver-
zeichnis hat unter genauer Bezeichnung jedes ein-
zelnen Investitionsgutes zu enthalten: Anschaf-
fungstag, Anschaffungs- oder Herstellungskosten,
Name und Anschrift des Lieferanten, die vor-
aussichtliche Nutzungsdauer, Betrag der jährlichen
Absetzung für Abnutzung und den gemäß § 7
des Einkommensteuergesetzes noch absetzbaren
Betrag.

(2) Wird ein Verzeichnis (Anlagekartei) gemäß
§ 7, Abs. (2), des Einkommensteuergesetzes ge-
führt, so ist die Errichtung eines Verzeichnisses
gemäß Abs. (1) nicht erforderlich.

§ 8. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Zimmermann

1 3 5 . Bundesgesetz vom 19. Mai 1949
über die Aufnahme einer Bundesanleihe

(Aufbauanleihegesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen ist
ermächtigt, zur Bedeckung außerordentlicher Aus-
gaben und zur Konsolidierung schwebender
Schulden eine Bundesanleihe mit der Bezeichnung
„Aufbauanleihe" zu begeben und die Anleihe-
bedingungen festzusetzen.

§ 2. (1) Der Bundesminister für Finanzen ist
ermächtigt, vom Zeichner der Anleihe für je 200 S
des gezeichneten Nennbetrages Stücke der vier-
einhalbprozentigen Anleihe des Deutschen Reiches
von 1938 — II. Ausgabe im Nennwert von
100 RM an Stelle einer Barzahlung von 50 S
anzunehmen, sofern diese Stücke spätestens
am 28. Mai 1949 bei einer Kreditunter-
nehmung in Österreich hinterlegt worden sind. In
Fällen unverschuldeter Unmöglichkeit der recht-
zeitigen Hinterlegung kann das Bundes-
ministerium für Finanzen Ausnahmen bewilligen.

(2) Hiedurch wird die Tatsache, daß Österreich
aus den von der deutschen Besatzungsmacht aus-
gegebenen Anleihen — einschließlich der Reichs-
anleihe 1938, II. Ausgabe — keine Verpflichtung
trifft, nicht beeinträchtigt.

§ 3. Der Bund wird die Schuldverschreibungen
und die Zinsscheine der Anleihe ohne Abzüge
abgabenrechtlicher Natur einlösen.

§ 4. Hat jemand entgegen den Bestimmungen
des Devisengesetzes, B. G. Bl. Nr. 162/1946,
Schuldverschreibungen der im § 2 bezeichneten
Art der Oesterreichischen Nationalbank nicht
angemeldet, so ist gegen ihn kein Strafverfahren
einzuleiten oder ein gegen ihn eingeleitetes noch
nicht rechtskräftig abgeschlossenes Strafverfahren
einzustellen, wenn er nachweist, daß er die Stücke
gemäß § 2 zur Anleihezeichnung verwendet oder
einen Nennbetrag an Bundesanleihe (§ 1) bar
gezeichnet hat, der ziffernmäßig dem Nennwert
der Reichsanleihe entspricht.

§ 5. (1) Steuerpflichtigen, die ihr Einkommen
(Gewinn) für das Jahr 1947 oder die Vorjahre
oder ihr Vermögen zum 1. Jänner. 1948 oder zu
einem früheren Stichtag überhaupt nicht oder nur
unvollständig oder unrichtig erklärt haben und
für eigene Rechnung Aufbauanleihe im Wege der
Zeichnung erwerben, werden bezüglich der Ein-
kommensteuer, Körperschaftsteuer; Gewerbesteuer,
Vermögensteuer und Aufbringungsumlage für das
Jahr 1947 und die Vorjahre folgende Begün-
stigungen gewährt:

1. Die Einleitung eines Steuerstrafverfahrens
unterbleibt oder ein bereits eingeleitetes Steuer-
strafverfahren wird eingestellt, insoweit das (der)
nicht erklärte Einkommen (Gewinn) oder Ver-
mögen den durch Zeichnung erworbenen Anleihe-
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betrag (Nennbetrag) ziffernmäßig nicht übersteigt
(Straf amnestic).

2. Rechtskräftige Bescheide (Steuerbescheide,
Steuermeßbescheide, Freistellungsbescheide, Fest-
stellungsbescheide) dürfen zuungunsten des Steuer-
pflichtigen nur insoweit geändert werden, als das
(der) nicht erklärte Einkommen (Gewinn) oder
Vermögen den durch Zeichnung erworbenen
Anleihebetrag (Nennbetrag) ziffernmäßig über-
steigt. Solange das Ermittlungs-, Festsetzungs-
oder Rechtsmittelverfahren noch nicht ab-
geschlossen ist, darf die Tatsache der Zeichnung
der Anleihe nicht verwertet werden (Bemessungs-
amnestie).

(2) Die Bestimmungen des Abs. (1), Z. 1 und 2,
gelten auch hinsichtlich der Umsatzsteuer für jene
im Jahre 1947 oder in den Vorjahren erzielten
und nicht erklärten Umsätze, aus denen das (der)
nicht erklärte Einkommen (Gewinn) oder Ver-
mögen herrührt .

(3) Wenn die Herkunft eines in Aufbauanleihe
bestehenden neu hervorgekommenen Vermögens
nicht zweifelsfrei aufgeklärt werden kann, ist
bezüglich der im Abs. (1) genannten Steuern davon
auszugehen, daß die zur Zeichnung der Anleihe
aufgewendeten Mittel aus dem Jahre 1947 oder
den Vorjahren herrühren.

(4) Z u r Gel tendmachung der Amnestie [Abs. (1)]
ha t der Steuerpflichtige die Anleihezeichnung
durch eine auf seinen N a m e n (Firma) lautende,
den Betrag und die N u m m e r n der durch Zeichnung
erworbenen Stücke ausweisende Bestätigung der
Zeichnungsstelle nachzuweisen.

§ 6. Die erstmalige Über t ragung von Stücken
der Anleihe von den Zeichnungsstellen an die
Zeichner (Erwerber) ist von der Kapi ta lverkehrs -
steuer befreit.

§ 7. Die Anleihe ist zur Eint ragung im Bundes-
schuldbuch gemäß § 2 der Bundesschuldbuchver-
ordnung vom 13. Juli 1948, B.G.Bl. Nr. 162,
geeignet.

§ 8. Die Begebungskosten der Anleihe sind, ab-
weichend von der Bestimmung des Artikels 6.
Punkt XXIII, des Verwaltungsentlastungsgesetzes,
B. G. Bl. Nr. 277/1925, außerhalb des Bundeshaus-
halts zu verrechnen.

§ 9. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Zimmermann

136. Verordnung des Bundsministeriums für
Vermögenssicherung und Wirtschaftsplanung
vom 21. Mai 1949 über die Verlängerung der
Frist zur Anmeldung von Rückstellungs-
ansprüchen nach dem Dritten Rückstellungs-

gesetze.
Auf Grund des § 14, Abs. (1), des Bundes-

gesetzes vom 6. Februar 1947, B.G.Bl. Nr. 54,
über die Nichtigkeit von Vermögensentziehungen
(Drittes Rückstellungsgesetz) wird verordnet:

Die Frist für die Anmeldung der Rückstellungs-
ansprüche gemäß dem Dritten Rückstellungsgesetze
wird bis 31. Dezember 1949 verlängert.

Krauland
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